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I. Vorbemerkung 

Das DIJuF begrüßt den vorgelegten Referentenentwurf (RefE) zur Modernisierung 
des Kindschaftsrechts ausdrücklich, insbesondere die vorgesehene Stärkung der 
Rechte des Kindes, die Verbesserung des Schutzes vor häuslicher Gewalt und die 
Kodifizierung des Pflegekindschaftsrechts. Insgesamt stellt der RefE eine 
ausgewogene, differenzierte Lösung für eine Weiterentwicklung des Kindschaftsrechts 
dar, die den Schutzanspruch von Gewalt Betroffener umsetzt, Beteiligung und 
Eigenverantwortlichkeit von Kindern und Jugendlichen anerkennt und stärkt und für 
die heutige Vielfalt von Sorge- und Umgangskonstellationen entsprechende 
Gestaltungs- bzw. Konfliktlösungsmechanismen bereithält. 

Zwei grundsätzliche Aspekte könnten aus Sicht des DIJuF noch konsequenter 
umgesetzt werden: 

• Die Stärkung der „formalen“ Antragsrechte von Kindern ab 14 Jahren wird 
ausdrücklich begrüßt. Um sicherzustellen, dass darüber die Pflicht zur 
entwicklungsangemessenen Einbeziehung auch jüngerer Kinder in 
sorgerechtlichen Entscheidungen nicht aus dem Blick gerät, könnte der 
Grundsatz des § 1627 Abs. 2 BGB ausdrücklich bei den maßgeblichen 
sorgerechtlichen Vorschriften, wie zB der Umgangsbestimmung, wieder 
aufgegriffen werden. 

• Die geplante Konturierung unbestimmter Rechtsbegriffe und die 
Ausführlichkeit der Normen können – wie laut Begründung intendiert – die 
korrekte Rechtsanwendung in Gerichten und Behörden sowie die 
Zugänglichkeit des Gesetzes für juristische Lai:innen unterstützen. Sie bergen 
jedoch auch die Gefahr für Missverständnisse, insbesondere weil die 
Reihenfolge eine bestimmte Gewichtung vermittelt oder abschließend 
verstanden werden kann. Daher sollten die Kindeswohlaspekte im 
Allgemeinen Teil möglichst allgemein bzw. übergreifend formuliert sein und in 
der Folge geprüft werden, ob und an welcher Stelle es überhaupt weitere 
Konkretisierungen braucht. So erschließt sich nicht, warum die 
Kindeswohlaspekte bei der Umgangsentscheidung weiter differenziert 
werden, aber zB nicht bei der Übertragung der Alleinsorge, der Erteilung einer 
Auskunft über die persönlichen Verhältnisse des Kindes oder einem 
Pflegestellenwechsel? 

Für eine möglichst übergreifende Konturierung spricht aus Sicht des DIJuF 
auch, dass damit unterschiedlichen Kindeswohl-Verständnissen in den 
verschiedenen Rechtskreisen (insb. im Verhältnis zum SGB VIII) vorgebeugt 
würde. 
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II. Allgemeiner Teil 

1. Positive Definition des Kindeswohls (§ 1626 BGB-E) 

Das DIJuF spricht sich daher für eine abstraktere Konturierung des Kindeswohls aus, 
die eingängiger als eine Konturierung anhand von elf Einzelaspekten wäre und sich 
leichter auf andere Rechtskreise transferieren ließe. So könnte eine enge 
Orientierung an der UN-KRK (Schutz-, Förder- und Beteiligungsrechte) oder eine 
eher tatwissenschaftliche Orientierung (kindliche Entwicklungsbedürfnisse, 
elterliche Fähigkeiten, Umgebungsfaktoren) erwogen werden. 

Bei der aktuellen Formulierung ist jedenfalls die Abgrenzung zwischen dem Schutz 
der körperlichen, geistigen und seelischen Gesundheit in Nr. 3 und dem Schutz vor 
Gewalt in Nr. 4 unklar. Diese könnten zusammengeführt werden. 

Zudem wird vorgeschlagen, die Aspekte, die im Zusammenhang mit der 
Selbstbestimmung von Kindern stehen (Nr. 2., Nr. 3 im Hinblick auf die Erziehung zu 
einer selbstbestimmten Persönlichkeit sowie Nr. 4 im Hinblick auf den Schutz der 
Privatsphäre), zusammenzuführen bzw. hintereinander zu benennen. Insbesondere 
passt der Schutz der Privatsphäre thematisch nicht mit der Wahrung von 
Ansprüchen und rechtlichen Interessen zusammen in eine Ziffer. 

Überzeugend ist die Integration der gewaltfreien Erziehung in die 
Kindeswohlkriterien (Nr. 4.). 

2. Pflicht zur Rücksichtnahme (§ 1627 Abs. 3 BGB-E) 

Dass die Wohlverhaltenspflicht aus § 1684 BGB zu einer allgemeinen 
Rücksichtnahmepflicht, die bei Unzumutbarkeit ausdrücklich nicht gelten soll, 
weiterentwickelt werden soll, wird ausdrücklich begrüßt. 

3. Beginn und Ende der elterlichen Sorge, Teilmündigkeit 
(§ 1628 Abs. 2 S. 2 BGB-E) 

§ 1628 Abs. 2 S. 2 BGB-E soll künftig klarstellen, dass die elterliche Sorge auch 
dann endet, wenn ein Gesetz eine Teilmündigkeit des Kindes vorsieht, wie etwa bei 
der Entscheidung über das religiöse Bekenntnis. Das deutsche Recht sieht jedoch 
nur an wenigen Stellen eine Teilmündigkeit vor. In Rechtsprechung und Literatur 
wird jedoch zusehends – etwa im Bereich der Einwilligung in medizinische 
Behandlungen – vertreten, dass die Entscheidung des Kindes in Angelegenheiten 
von besonderer persönlichkeitsrechtlicher Relevanz ausschlaggebend ist, sofern 
dieses im Einzelfall nach Alter und persönlicher Reife bereits selbstbestimmt 
entscheiden kann. Entsprechend könnte statt der Regelung in § 1628 BGB-E über 
eine Ergänzung in § 1627 BGB-E nachgedacht werden, nach der Eltern die 
Entscheidung des Kindes in Bereichen von besonderer Persönlichkeitsrechtsrelevanz 
akzeptieren müssen, sofern ihr Kind nach seiner persönlichen Reife bereits selbst 
entscheidungsfähig ist. 
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4. Gemeinsames Sorgerecht nicht verheirateter Eltern 
(„Widerspruchslösung“, §§ 1630, 1631 BGB-E) 

Das Institut begrüßt die Erleichterung des Erwerbs der gemeinsamen elterlichen 
Sorge durch die Erweiterung der Möglichkeiten in § 1629 BGB-E, der einen Schritt 
weiter in Richtung Gleichstellung von nicht verheirateten mit verheirateten Eltern 
sowie von Kindern von nicht verheirateten und verheirateten Eltern macht. Dabei 
wird insbesondere auch befürwortet, dass in Weiterentwicklung des 
Diskussionspapiers von 2025 in § 1629 BGB-E jeweils Verweise auf die 
entsprechend geltenden Normen aufgenommen wurden und die zusätzliche 
Möglichkeit von Sorgevereinbarungen gestrichen wurde, da diese gegenüber 
Sorgeerklärungen keinen Mehrwert aufwiesen. 

Mit Blick auf die immer weiter ansteigende Anzahl nicht verheirateter Eltern, 
vergleichbare Lösungen im europäischen Ausland sowie den zu befürchtenden 
Verwaltungsaufwand der „Widerspruchslösung“ spricht sich das DIJuF für eine 
automatische gemeinsame elterliche Sorge (ohne vereinfachte Korrekturmöglichkeit) 
aus – verbunden mit einer Klarstellung, dass häusliche Gewalt einer gerichtlichen 
Übertragung bzw. Aufrechterhaltung der gemeinsamen Sorge entgegensteht. 

Sollte an der „Widerspruchslösung“ festgehalten werden, so wäre im Sinne der 
Rechtssicherheit zu überlegen, den Satz aus der Begründung, dass die gemeinsame 
Sorge nicht vor Ablauf der einmonatigen Widerspruchsfrist der zweiten Erklärung 
entsteht, in den Gesetzestext aufzunehmen. 

5. Häusliche Gewalt (§ 1632 BGB-E) 

Der in Absatz 1 vorgesehene Gleichlauf mit der Istanbul-Konvention wird 
ausdrücklich begrüßt. 

In Kombination mit einer „automatischen“ gemeinsamen Sorge nicht miteinander 
verheirateter Eltern (s. II. 4.) würde das DIJuF einen ausdrücklichen Ausschluss der 
Übertragung der gemeinsamen Sorge bei häuslicher Gewalt durch das 
Familiengericht, wie sie im Diskussionspapier 2025 in § 1634 Abs. 2 BGB-E 
enthalten war, befürworten. Gleichwohl stellt die Berücksichtigungspflicht des 
Familiengerichts, wie sie jetzt in § 1632 Abs. 2 BGB-E vorgesehen ist, nach 
Einschätzung des Instituts ebenfalls eine gelungene Lösung dar. Positiv daran ist 
insbesondere, dass sie ausdrücklich eine Berücksichtigung bei jeder 
familiengerichtlichen Entscheidung vorsieht, dh bspw. auch im Fall eines Antrags 
des gewalttätigen Elternteils auf Übertragung der Alleinsorge. 

Die Aufzählung der Entscheidungskriterien bei häuslicher Gewalt erfassen zentrale 
tatsächliche Gesichtspunkte; diese stehen nach Einschätzung des Instituts jedoch 
quer zur grundsätzlichen rechtlichen Prüfungsfolge. Denn bei Vorliegen von 
häuslicher Gewalt ist – sowohl bei § 1666 BGB als auch bei § 1684 BGB – zunächst 
das Vorliegen einer Kindeswohlgefährdung und sind dann die Geeignetheit, 
Erforderlichkeit und Angemessenheit der Maßnahme bzw. der Umgangseinschränkung 
bzw. des Umgangsausschlusses zu prüfen. Diese eher tatsächlich orientierte 
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Auswahl birgt daher Gefahr, dass Tatbestand und Rechtsfolge in der Praxis 
vermischt werden, und sollten daher jedenfalls danach sortiert werden. 

III. Gerichtliche Entscheidungen zu Übertragung und 
Ausübung der elterlichen Sorge 

1. Vollmacht als milderes Mittel zur Übertragung der Alleinsorge 
(§ 1635 Abs. 3 BGB-E) 

Der Vorschlag führt nach hiesigem Verständnis dazu, dass der Elternteil, der die 
Alleinsorge begehrt, stets darlegen muss, warum eine Vollmacht seitens des 
anderen Elternteils zur Sicherung der kindeswohlgerechten Ausübung der 
elterlichen Sorge nicht ausreicht. Entscheidende „Nachteile“ sind der jederzeit 
mögliche Widerruf der Vollmacht sowie die Pflicht zu Absprache in Entscheidungen 
von erheblicher Bedeutung für die Entwicklung des Kindes. Der geplante 
verbindliche Vorrang einer Vollmacht birgt die Gefahr, dass der die Alleinsorge 
begehrende Elternteil in die Annahme der Vollmacht gedrängt wird (was bei 
häuslicher Gewalt gerade ausgeschlossen ist, vgl. OLG Frankfurt a. M. 10.9.2024 – 
6 UF 144/24, JAmt 2025, 400 [Leits.] und 402 [Praxishinw.] = BeckRS 2024, 24606). 

2. Abänderung gerichtlicher Entscheidungen 

Die Abänderung einer gerichtlichen Entscheidung zur elterlichen Sorge soll 
insbesondere auch bei entsprechendem Einvernehmen der Eltern in Betracht 
kommen, es sei denn, diese widerspricht dem Wohl des Kindes oder das über 
14 Jahre alte Kind widerspricht. Der Wille von unter 14 Jahre alten Kindern würde 
„nur“ im Rahmen ihres Wohls relevant und könnte ggf. ausdrücklich aufgenommen 
werden. 

3. Eigene Rechte des über 14 Jahre alten Kindes 

Als überprüfungsbedürftig angesehen wird die Streichung von eigenen 
Antragsrechten von Kindern ab 14 Jahren für gerichtliche Entscheidungen zur 
Übertragung der Alleinsorge auf einen Elternteil sowie auf Übertragung der 
gemeinsamen Sorge auf beide Elternteile, die im Diskussionspapier 2025 noch 
vorgesehen waren. 

IV. Ausübung der Sorge 

1. Vertretung des Kindes bei Unterhaltsansprüchen (§ 1640 BGB-E) 

Die Neuregelung, dass bei einem symmetrischen Wechselmodell beide gemeinsam 
sorgeberechtigten Eltern das Kind bei der Geltendmachung seines 
Unterhaltsanspruchs jeweils gegen den anderen Elternteil vertreten können, ist zu 
begrüßen. Auch dass es – im Gegensatz zum vorherigen Reformvorschlag – nun 
nicht mehr „genau", sondern „nahezu“ hälftig heißt, ist zu begrüßen. 
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Das Streitpotenzial darum, was „nahezu hälftig“ ist und wie die Betreuungsanteile 
berechnet werden, besteht jedoch weiterhin. Vorzugsweise sollte noch gesetzlich 
geregelt oder in der Gesetzesbegründung vermerkt werden, wie die Anteile 
(zumindest idR) zu berechnen sind. 

Wünschenswert wäre außerdem die Klarstellung, dass trotz des Vertretungsrechts 
der Eltern nach § 1640 BGB-E kein Recht auf Einrichtung einer Beistandschaft 
besteht, sondern hier nach wie vor das Obhutsprinzip gilt (mit der Konsequenz, dass 
im symmetrischen Wechselmodell beide Elternteile eine Beistandschaft beantragen 
können (s. Grüneberg/Götz BGB, 85. Aufl. 2026; Zorn FamRZ 2025, 1852 [1854]). 

2. Elterliche Sorge bei Pflegerbestellung (§ 1641 BGB-E) 

Das Gebot an Pfleger:innen und Vormund:innen, sich so zu verhalten, dass das 
Verhältnis des Kindes zu den Eltern nicht beeinträchtigt wird, wäre ggf. besser in 
§ 1790 Abs. 2 BGB verortet, der eine ähnliche Pflicht formuliert. 

3. Sorge- und Umgangsvereinbarungen (§§ 1643, 1644, 1681, 1689 BGB-E) 

a) Eigene Rechte des über 14 Jahre alten Kindes 

Die teilweise geäußerte Kritik in Bezug auf die Zustimmung zu 
Umgangsvereinbarungen, dass sich durch die Zustimmungspflicht in der Praxis 
wenig verändern werde, da der Umgang bereits jetzt nicht gegen den Willen des 
Kindes durchsetzbar sei, wird vom Institut nicht geteilt. Denn zum einen ist bereits in 
der Betonung der Subjektstellung ein Mehrwert in Bezug auf die Achtung des 
Kindeswillens zu sehen und zum anderen geht das ausdrückliche Erfordernis einer 
Zustimmung über die bislang nur von der Rechtsprechung angenommene fehlende 
Durchsetzungsmöglichkeit einer Umgangsregelung bei Verweigerung durch das 
Kind deutlich hinaus. 

Neben den Zustimmungserfordernissen sind die eigenen Rechte zur Beendigung von 
Elternvereinbarungen mit Dritten zu sorgerechtlichen Befugnissen (§ 1644 Abs. 4 
Nr. 3 BGB-E) sowie über den Umgang mit dem anderen Elternteil (§ 1681 Abs. 2 
BGB-E) sowie mit Dritten (§ 1689 Abs. 2 Nr. 3 BGB-E) sowie die 
Widerspruchsmöglichkeiten gegen eine gerichtliche Übertragung der Alleinsorge 
auf einen Elternteil bei vorheriger gemeinsamer Sorge und Zustimmung des anderen 
Elternteils (§ 1635 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 BGB-E) bzw. bei vorheriger Alleinsorge des 
anderen Elternteils mit dessen Zustimmung (§ 1635 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 BGB-E) 
konsequente Weiterführungen der eigenen Einflussmöglichkeiten. 

b) Einvernehmen auch mit unter 14-jährigen Kindern 

Das DIJuF regt an, ausdrücklich Bezug auf die sorgerechtliche Pflicht zu nehmen, 
auch unter 14-jährige Kinder in sie betreffende Entscheidungen einzubeziehen und 
Einvernehmen anzustreben, um Dynamiken vorzubeugen, dass die Subjektstellung 
des Kindes neben den geeinten Interessen der Eltern in den Hintergrund tritt. 
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c) Vereinbarungen mit Dritten 

Laut der Begründung des RefE besteht der Mehrwert der vorgeschlagenen 
gesetzlichen Regelung zu Sorgevereinbarungen mit Dritten gegenüber bisherigen 
Sorgerechtsvollmachten in der höheren Verbindlichkeit und der verbesserten 
Anerkennung im Rechtsverkehr. Gleichwohl bleibt die mündliche Erteilung einer 
Sorgerechtsvollmacht möglich. Unklar bleibt, wie weit das Erfordernis des 
Einvernehmens mit den Eltern reicht, ob dieses tatsächlich auch bei Angelegenheiten 
ohne erhebliche Auswirkungen auf die Entwicklung des Kindes im Einzelfall 
hergestellt werden muss oder ob ein mutmaßliches Einvernehmen ausreicht. 

Wünschenswert wäre zudem eine Klarstellung im SGB VIII, ob und unter welchen 
Voraussetzungen auch das Jugendamt verpflichtet sein kann, eine 
Sorgevereinbarung abzuschließen bzw. eine Sorgerechtsvollmacht anzunehmen. 

V. Personensorge 

1. Inhalt der Personensorge (§ 1647 BGB-E) 

Die konkrete Bezeichnung der Teilbereiche der elterlichen Sorge in § 1647 BGB-E 
wird maßgeblich zur Rechtsklarheit beitragen und die Anwendung in der Praxis 
vereinfachen. Zudem überzeugt, dass die noch im Diskussionsentwurf (DiskE) 
enthaltene Regelung zu den „behördlichen Angelegenheiten“ in § 1643 Abs. 1 Nr. 4 
BGB-DiskE gestrichen wurde, da es sich insoweit nicht um ein sachliches 
Aufgabengebiet handelt und in der Praxis regelmäßig zu Schwierigkeiten in der 
Auslegung führt. 

Überflüssig erscheint die explizite Erwähnung der Regelung von pass-, melde- und 
ausländerrechtlichen Angelegenheiten in § 1647 Abs. 1 Nr. 4 BGB-E, da diese nach 
allgemeiner Auffassung ohnehin vom Aufenthaltsbestimmungsrecht umfasst ist 
(Hoffmann Personensorge, 4. Aufl. 2024, § 10 Rn. 6). 

2. Herausgabe des Kindes, Umgangsbestimmung (§ 1648 BGB-E) 

Das DIJuF regt an zu prüfen, ob zwei typische Praxisprobleme durch gesetzliche 
Klarstellungen aufgelöst werden könnten. Zum einen stellt sich immer wieder die 
Frage, ob ein:e Vormund:in im Rahmen seiner/ihrer Umgangsbestimmung – mit Blick 
auf die hohe Grundrechtssensibilität – den Umgang zwischen Kind und 
Herkunftseltern ausschließen darf, und zum anderen die Frage, ob das 
Familiengericht die Herausgabe das Kindes an das Jugendamt nach einem Entzug 
der elterlichen Sorge und der Bestellung des Jugendamts zum Vormund auch von 
Amts wegen anordnen darf. Denn üblicherweise liegt zwischen Anordnung von 
Vormundschaft und Delegation des Amts auf die einzelne Fachkraft im Jugendamt 
(§ 55 SGB VIIII) ein gewisser Zeitraum, sodass ein Herausgabeantrag nicht 
unmittelbar gestellt werden kann. 
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VI. Kindeswohlgefährdung (§ 1666 BGB-E) 

Das DIJuF empfiehlt, neben der positiven Konkretisierung von Kindeswohlkriterien 
auch eine gesetzliche Definition der Kindeswohlgefährdung in § 1666 BGB 
einzuführen, die sich an den vom BVerfG vorgegebenen Kriterien orientiert 
(„gegenwärtige Gefahr“, „erhebliche Schädigung“, „ziemlicher Sicherheit“). 

Weitergehend könnte klargestellt werden, dass rein defizitäres Erziehungsverhalten 
der Eltern für sich genommen keine Kindeswohlgefährdung begründet sowie dass 
die konkrete Art, Schwere und Eintrittswahrscheinlichkeit der befürchteten 
Schädigung maßgeblich sind. Hier liegen zwei verbreitete Mängel in 
familiengerichtlichen Entscheidungen oder jugendamtlichen Stellungnahmen. 

VII. Ruhen der elterlichen Sorge (§ 1674 BGB-E) 

Die Klarstellung und Beweiserleichterung in § 1674 Abs. 2 S. 1 BGB-E für die 
Feststellung des Ruhens der elterlichen Sorge bei unbegleiteten ausländischen 
Kindern sind vor dem Hintergrund der sich teils widersprechenden Rechtsprechung 
zum Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen nach bisheriger Rechtslage 
ausdrücklich zu begrüßen (OLG Hamm 28.11.2023 – 4 UF 108/23, BeckRS 2023, 
37569; OLG Köln 31.1.2023 – 21 UF 11/23). Durch die neue gesetzliche 
Regelvermutung in § 1647 Abs. 2 S. 1 BGB-E erübrigt sich zukünftig die Diskussion 
um mögliche Einflussmöglichkeiten und Sprachbarrieren der Eltern, und dem Kind 
wird somit schnell zu eine:r personensorgeberechtigten Vormund:in in Deutschland 
verholfen. 

Als überflüssig erachtet das DIJuF die Beschränkung auf diejenigen Kinder, die ohne 
den „erforderlichen Aufenthaltstitel“ eingereist sind, und regt daher an, diesen 
einschränkenden Zusatz zu streichen. Zum einen sind keine Probleme aus der Praxis 
bekannt, die eine Klarstellung erfordern könnten, zum anderen sind mit Blick 
auf unbegleitet einreisende Kinder bspw. aus der Ukraine eher 
Auslegungsschwierigkeiten aufseiten der Rechtspfleger:innen zu befürchten. Denn 
die aufenthaltsrechtliche Unterscheidung zwischen einer ursprünglich visafreien und 
damit rechtmäßigen Einreise und einem dann erfolgenden Wechsel des 
Aufenthaltszwecks, der die Einreise im Nachhinein „unrechtmäßig“ werden lässt, 
wird der Praxis der Rechtspfleger:innen Fragen aufwerfen bzw. diese zusätzlich 
fordern, systemfremd eine aufenthaltsrechtliche Prüfung durchführen zu müssen. 

Zudem regt das Institut an, den Gesetzeswortlaut des § 1674 Abs. 2 S. 2 BGB-E um 
den Begriff der „wirksamen Vollmacht“ an volljährige Dritte zu erweitern, um das 
Augenmerk der Rechtspfleger:innen auf die umfassende Prüfung einer wirksamen 
Bevollmächtigung zu lenken und nicht leichtfertig eine solche anzunehmen, sobald 
entsprechende Schriftstücke vorgelegt werden (DIJuF-Checkliste JAmt 2024, 461). 
Denn in der Praxis hat sich gezeigt, dass vielfach keine sorgfältige Prüfung einer 
wirksamen Sorgerechtsvollmacht erfolgt und teils fälschlicherweise von einer 
solchen ausgegangen wird (vgl. DIJuF-Rechtsgutachten 29.11.2023 – SN_2023_1554). 
Weiter bereitet Sorgen, dass die in § 1674 Abs. 2 S. 2 BGB-E formulierte Ausnahme 
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von der Regelvermutung, also der Hinweis auf eine bestehende Vollmacht, in seiner 
derzeitigen Formulierung nicht berücksichtigt, dass eine Sorgerechtsvollmacht in 
dieser Konstellation jederzeit widerrufen werden kann und regelmäßig auf ihre 
weitere Wirksamkeit zu überprüfen ist (Hoffmann JAmt 2015, 6). 

VIII. Umgang und Auskunft 

1. Grundsätze des Umgangs (§ 1680 BGB-E) 

Das DIJuF begrüßt ausdrücklich, dass die Regelvermutung der Kindeswohldienlichkeit 
des Umgangs im Fall ausgeübter Gewalt ausdrücklich nicht gelten soll. Nach seiner 
Auffassung kann die Einschränkung bei miterlebter Gewalt („sofern diese Gewalt 
Auswirkungen auf das Kind hat“) gestrichen werden, da kaum vorstellbar ist, wie das 
Kind von einem Miterleben von Gewalt gegen Bezugspersonen nicht betroffen sein 
soll. 

2. Vereinbarungen zum Umgang 

Um sicherzustellen, dass auch die Wünsche von Unter-14-Jährigen bei 
Umgangsvereinbarungen ausreichend Berücksichtigung finden, sollte in § 1643 
BGB-E, auf den verwiesen wird, der Grundsatz des § 1627 Abs. 2 BGB-E 
ausdrücklich aufgenommen werden (s.o.). 

3. Umgang des Kindes mit den Eltern (§ 1683 BGB-E) 

Bei den Gesichtspunkten, die künftig ausdrücklich bei gerichtlichen 
Umgangsentscheidungen zu berücksichtigen sein sollen, stellt sich die Frage, ob 
Konstellationen, in denen der Umgang erst (wieder) angebahnt werden soll, 
ausreichend erfasst sind. Außerdem sollten die zu berücksichtigenden äußeren 
Rahmenbedingungen um Freizeitaktivitäten des Kindes (Hobbys, Verabredungen 
mit Freund:innen, Einladungen etc) ergänzt werden. 

4. Beschränkung und Ausschluss des Umgangs bei häuslicher Gewalt und 
Gefährdung des anderen Elternteils (§ 1684 BGB-E) 

Die Möglichkeit einer Einschränkung oder eines Ausschlusses des Umgangs, wenn 
ein Elternteil gegen den anderen Elternteil häusliche Gewalt ausgeübt hat und dies 
zur Abwendung einer Gefährdung der körperlichen Unversehrtheit des 
gewaltbetroffenen Elternteils geboten ist (§ 1684 Abs. 3 BGB-E), ist nach 
Einschätzung des Instituts zum Schutz der Grundrechte des gewaltbetroffenen 
Elternteils gerechtfertigt und wird ausdrücklich begrüßt. Allerdings erschließt sich 
nicht, warum dies nur bei einer Gefährdung der körperlichen (und nicht auch der 
seelischen) Unversehrtheit des gewaltbetroffenen Elternteils gelten soll (vgl. OLG 
Karlsruhe 4.4.2025 – 2 UF 6/24, JAmt 2025, 402 [Leits. und Praxishinw.] = BeckRS 
BeckRS 2025, 8490). 

Mit aufgenommen werden sollte eine Ausschlussmöglichkeit auch bei 
gewaltbetroffenen anderen Familienmitgliedern wie bspw. älteren Geschwistern, 
deren körperliche Unversehrtheit durch den Umgang gefährdet wird. 
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Bei Absatz 4 Nr. 5 könnte erwogen werden, ausdrücklich auch die Kontaktaufnahme 
über Social Media zu verbieten, weil diese zunehmend an Bedeutung gewinnen, und 
zwar als digitale Dienste formal erfasst sind, aber im üblichen Sprachgebrauch nicht 
mit „Fernkommunikationsmitteln“ assoziiert werden. 

Das DIJuF begrüßt, dass die Möglichkeit der Anordnung elektronischer 
Aufenthaltsüberwachung nun getrennt von der regulären Umgangsregelung 
verortet werden soll.1 

5. Begleiteter Umgang, Umgangspflegschaft (§§ 1685, 1686 BGB-E) 

Nach Einschätzung des DIJuF müsste in die Formulierung in § 1685 Abs. 1 BGB-E 
„Sofern der Umgang nicht nach § 1684 Abs. 1, 2 oder 3 BGB-E ausgeschlossen ist, 
[…]“ ein Verweis auch auf die Tatbestandsvoraussetzung der Absätze 1–3 integriert 
werden, weil sonst unklar bleibt, unter welchen Voraussetzungen 
Umgangsbegleitung angeordnet werden kann. 

6. Recht des Kindes auf Umgang mit Dritten 

Das DIJuF begrüßt ausdrücklich, dass künftig das Recht des Kindes auf Umgang mit 
seinen Geschwistern, Großeltern sowie engen Bezugspersonen ausdrücklich 
geregelt werden soll. Dies ist im Hinblick auf die Anerkennung seiner subjektiven 
Rechtsstellung aus Sicht des Instituts zwingend. 

7. Auskunft über persönliche Verhältnisse des Kindes 

Da sich (auch jüngere) Kinder bei einer Auskunftserteilung „über ihren Kopf hinweg“ 
übergangen oder sogar ausgeliefert fühlen können, regt das DIJuF an, ihren Willen 
als Teil des Wohls ausdrücklich in das Gesetz aufzunehmen und die Altersgrenze 
für die erforderliche Einwilligung auf 14 Jahre herabzusetzen, auch wenn die DSGVO 
eine Einwilligungsfähigkeit hinsichtlich der informationellen Selbstbestimmung erst 
(spätestens) ab 16 Jahren annimmt. Wichtig wäre auch hier zu betonen, dass es 
Aufgabe des/der Sorgeberechtigten ist, die Auskunftserteilung mit dem Kind zu 
besprechen und nach Möglichkeit Einvernehmen zu erzielen. 

IX. Elterliche Sorge bei Familienpflege 

1. Allgemeine Grundsätze für Kinder in Familienpflege (§ 1695 BGB-E) 

Das DIJuF regt an, Absatz 4 an den Beginn der Norm zu stellen, weil der 
übergreifende Grundsatz des Kindeswohls vorangestellt wäre und die 
Perspektivklärung als Teil des Kindeswohls dann in den folgenden Absätzen 
beschrieben werden könnte. 

Die entsprechende Geltung bei stationärer Unterbringung des Kindes gem. § 34 und 
§ 35a Abs. 2 Nr. 4 SGB VIII sollte auf stationäre Unterbringung von Kindern und 
Jugendlichen mit (drohender) körperlicher oder geistiger Behinderung nach SGB IX 
erweitert werden. 

––––––––––––––––– 
1  S. DIJuF-Stellungnahme vom 19.9.2025, abrufbar unter DIJuF-Stellungnahme zum RefE zur Elektronischen 

Aufenthaltsueberwachung. 

https://dijuf.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/DIJuF_Stellungnahme_RefE_Elektronische_Aufenthaltsueberwachung_19-9-2025.pdf
https://dijuf.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/DIJuF_Stellungnahme_RefE_Elektronische_Aufenthaltsueberwachung_19-9-2025.pdf
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Die geplante Kooperationspflicht nach Absatz 2 sollte auf Betreuungskräfte in 
betreuten Wohnformen ausgeweitet werden, weil hier ein vergleichbarer Bedarf an 
guter Zusammenarbeit besteht. Außerdem regt das DIJuF an, die Kooperationspflicht 
allgemeiner (und nicht nur bezogen auf die Perspektivklärung) zu fassen. Das 
geplante Gebot, Loyalitätskonflikte des Kindes möglichst zu vermeiden (§ 1696 
BGB-E), erscheint im Hinblick auf die erhebliche Bedeutung gelingender 
Zusammenarbeit Pflegepersonen bzw. Betreuer:innen und Eltern fast zu „schwach“; 
es könnte stattdessen ein positives Zusammenarbeitsgebot, ggf. unter 
Inanspruchnahme von Hilfen des Jugendamts, formuliert werden (vgl. § 37 Abs. 2 
SGB VIII). 

2. Elterliche Sorge bei Familienpflege (§ 1697 Abs. 1 BGB-E) 

Dem DIJuF erschließt sich der Satz in der Begründung nicht, der – in Bezug auf den 
Ausschluss der Möglichkeit, die gesamte elterliche Sorge zu übertragen, festhält, 
Eltern, wenn sie der Pflegeperson umfassendere Handlungsbefugnisse einräumen, 
sie eine entsprechende Vollmacht erteilen könnten. Nach § 1644 Abs. 1 BGB-E 
können Sorgevereinbarungen mit Dritten nur über Teilbereiche der elterlichen Sorge 
geschlossen werden. Damit wäre die weitestgehende, einvernehmliche 
Übertragung von sorgerechtlichen Befugnissen über die unverbindlichste Form 
möglich. Nach Einschätzung des DIJuF wäre mit Blick auf die Sicherung des 
Kindeswohls sinnvoll, eine Gesamtübertragung ausschließlich durch 
familiengerichtlichen Beschluss zuzulassen. 

3. Befugnisse der Pflegeperson (§ 1697 BGB-E) 

Absatz 1: Das Institut regt an, die Entscheidungsbefugnisse auf Fälle zu erstrecken, 
in denen ein Kind im Rahmen der Inobhutnahme für längere Zeit in Bereitschafts- 
oder Inobhutnahmeeinrichtungen lebt. In Anbetracht der teilweise sehr langen 
Verweildauer in der Inobhutnahme kann hier ein ähnliches Interesse an 
Sorgerechtsentscheidungen in Angelegenheiten des täglichen Lebens entstehen, 
das durch die öffentlich-rechtlichen Entscheidungskompetenzen des Jugendamts 
nach § 42 Abs. 2 S. 3 SGB VIII nach nicht unbedingt aufgelöst werden kann, da 
dieses nur gilt, sofern es wegen Nichterreichbarkeit der Eltern eine Entscheidung 
braucht. Gleichwohl gälte es zu prüfen, wie das Verhältnis zwischen den öffentlich-
rechtlichen Entscheidungskompetenzen des Jugendamts und den Sorgekompetenzen 
der Pflegeperson bei Gefahr im Verzug gestaltet werden soll. 

Absatz 2: Hier sollten wie in § 1695 BGB-E Betreuungspersonen in Wohnformen 
nach SGB IX sowie – entsprechend des Vorschlags zu Absatz 1 – 
Betreuungspersonen in Inobhutnahmeeinrichtungen ergänzt werden. 

4. Umgangsrecht der Eltern und weiterer Pflegepersonen (§ 1699 BGB-E) 

Aus Sicht des DIJuF ist in dieser Norm zwingend zu ergänzen, dass auch das Recht 
des Kindes auf Umgang mit seinen Eltern durch die Begründung eines 
Pflegeverhältnisses oder die Unterbringung in einer Wohngruppe unberührt bleibt. 
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5. Pflegestellenwechsel (§ 1701 BGB-E) 

Die Widerspruchsmöglichkeit des über 14 Jahre alten Kindes gegen einen 
Pflegestellenwechsel wird ausdrücklich begrüßt. Wünschenswert wäre jedoch – im 
Sinne der Vorbemerkung zu dieser Stellungnahme –, dass hier ebenfalls klargestellt 
wird, dass auch eine 13-Jährige in die Überlegung zu einem Pflegestellenwechsel 
einzubeziehen und nach Möglichkeit Einvernehmen mit ihr herzustellen ist. 

X. Änderung des SGB VIII 

1. Beratung und Unterstützung (§ 18 SGB VIII-E) 

Absatz 2: Die Erweiterung des Beratungsanspruchs auf die Erklärung eines 
Widerspruchs gegen die gemeinsame Sorge ist im Fall eines Festhaltens an der 
Widerspruchslösung konsequent und notwendig. Gleichzeitig wäre eine 
Klarstellung wünschenswert, dass Anspruch auf Beratung und Unterstützung auch 
beim Vorliegen eines paritätischen Wechselmodells besteht. 

Absatz 3: Das DIJuF regt an, den vorgesehenen Beratungsanspruch von Kindern und 
Jugendlichen, der sich aktuell nur auf die „Ausübung der Personensorge“ bezieht, im 
Hinblick auf die vorgesehenen eigenen Zustimmungs- und Widerspruchsrechte auch 
Kindern ab 14 Jahren, aber ebenso für jüngere Kinder um eine entsprechende 
Beratung hinsichtlich der Inhaberschaft zu erweitern. 

2. Inobhutnahme 

In Bezug auf die grundsätzlich zu begrüßenden Änderungen in § 42 SGB VIII-E wird 
vorgeschlagen, diese zum Anlass zu nehmen, zusätzliche Änderungen zur Behebung 
eines weiteren wesentlichen Praxisproblems zu prüfen: So wird in der Praxis der 
Vorrang einer familiengerichtlichen Entscheidung (§ 42 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 SGB VIII) 
häufig nicht umgesetzt, sei es, weil das Jugendamt von einer Anrufung selbst 
absieht, oder weil das Familiengericht nach einer Anrufung nicht rechtzeitig 
entscheidet. Denkbar wäre eine Regelung, nach der ab dem Zeitpunkt der Anrufung 
des Familiengerichts ausschließlich das Familiengericht entscheiden kann und eine 
Inobhutnahme nicht mehr möglich ist. Eine Alternative, die Schutzlücken vermeiden 
könnte, wäre die Regelung einer effektiven Kontrolle des Familiengerichts bei 
Nichtentscheidung. 

3. Anrufung des Familiengerichts 

Die Ausnahme der Klarstellung in § 50 Abs. 1 SGB VIII-E, dass das Jugendamt ein 
familiengerichtliches Verfahren anregt, wenn es dies für erforderlich hält, wird 
ausdrücklich begrüßt, da dem Jugendamt diese allgemeine Möglichkeit – neben 
seiner Anrufungspflicht bei Kindeswohlgefährdung – häufig nicht bewusst ist. Auch 
wird die Anrufungspflicht nach § 8a Abs. 2 SGB VIII üblicherweise nur im Hinblick 
auf Verfahren nach § 1666 BGB gelesen, obwohl der Wortlaut des § 8a Abs. 2 
SGB VIII grundsätzlich auch eine Anrufung umfasst, wenn nach Einschätzung des 
Jugendamts zum Schutz des Kindes oder Jugendlichen der Umgang ausgeschlossen 
werden müsste. 
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4. Sorgeregister (§§ 58, 58a SGB VIII-E) 

Nach Einschätzung des DIJuF ist die Zuständigkeit bei vorgeburtlicher Anerkennung 
noch nicht ausreichend geklärt. Da in diesem Fall nicht sicher feststeht, welches 
Jugendamt das Geburtsjugendamt sein wird, müssten ergänzend Mitteilungspflichten 
geregelt werden. Alternativ könnte bei vorgeburtlicher Anerkennung die Frist erst 
ab Geburt des Kindes laufen. Dann steht das Geburtsjugendamt rechtssicher fest 
und zudem ergäbe sich nicht die widersprüchliche Situation, dass ein Widerspruch 
erklärt wird, bevor überhaupt die gemeinsame Sorge entstanden ist. 


